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1
Einleitung 

Mit dem Begriff „Korporatismus” werden
häufig politische Entscheidungsprozesse
und institutionelle Strukturen beschrie-
ben, die nicht nur den Staat, sondern auch
die Sozialpartner in die Regulierung von
Arbeit und sozialer Sicherung einbeziehen,
insbesondere hinsichtlich Fragen der Ent-
lohnung. Korporatismus wurde daher als
eine Alternative zu Regulierungsmodellen
gesehen, die entweder rein staatsdominiert
sind oder die allein auf die Kräfte des Mark-
tes (Neo-Liberalismus) oder den Willen
von Gewerkschaften und Arbeitgeberorga-
nisationen (Voluntarismus) vertrauen. In
den Ländern Europas haben sich jedoch
sehr unterschiedliche Formen des Korpo-
ratismus etabliert. So zeigte sich, dass die
Beziehungen zwischen Staat und Sozial-
partnern in den skandinavischen Ländern
zwar Ähnlichkeiten mit den nördlichen
korporatistischen Kontinentalländern auf-
weisen. Doch die Sozialpartner in Skan-
dinavien sind allemal stärker organisiert.
Auch sind korporatistische Strukturen bei
ihnen kulturell und traditionell fester ver-
ankert als bei den südlichen Nachbarn.
Doch ungeachtet solcher Differenzen ord-
nen Wissenschaftler Skandinavien häufig
in die Kategorie „korporatistische Länder
in Europa“ ein. Allerdings war es oftmals
Schweden, das in vergleichenden Studien
als Paradebeispiel herangezogen wurde
und damit quasi pars pro toto für die 
skandinavischen Länder stand (vgl. z. B.
Korpi 1983; Katzenstein 1985; Rothstein
1992).

Weit weniger Aufmerksamkeit wurde
den Beziehungen zwischen Staat und So-

dern im Hinblick auf die Zukunftsfähig-
keit des skandinavischen Korporatismus
diskutiert.

2
Annahmen und 
Schwerpunkte der 
Korporatismusforschung

Ihren Ursprung hat die Theorie des Korpo-
ratismus Mitte der 1970er Jahre. Während
die damals vorherrschenden Pluralismus-
theorien davon ausgingen, dass der Staat
eine mehr oder weniger neutrale Einheit
sei und versuche, zwischen verschiedenen
Interessen in der Gesellschaft, die alle als
gleichberechtigt angesehen wurden, zu ver-
mitteln, betonten die korporatistischen
Theorien, dass der Staat nicht neutral sei.
Folglich würde er den verschiedenen orga-
nisierten Interessen ungleiche Möglichkei-
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Trotz häufigem Abgesang ist der Korporatismus in Skandinavien noch immer lebendig. Er ist vor allem auch dort zu finden, wo die we-
nigsten Forscher ihn suchen: in sozialpolitischen Handlungsfeldern. Hier wirken kulturell und traditionell verankerte Beteiligungs-
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zialpartnern in zwei anderen skandinavi-
schen Ländern, nämlich Norwegen und
Dänemark, gewidmet. Diese Lücke will der
vorliegende Beitrag schließen. Im Vorder-
grund steht dabei die Beantwortung der
Frage: Ist der skandinavische Korporatis-
mus im neuen Jahrhundert noch lebendig?
Zu beachten ist allerdings, dass Begriffs-
konstruktionen,wie die Bezeichnung „skan-
dinavischer Korporatismus“, bedeutende
Unterschiede hinter Gemeinsamkeiten ver-
stecken können. Deshalb ist die zweite 
Untersuchungsfrage vergleichender Natur
und lautet: Was sind Ähnlichkeiten und
Unterschiede im skandinavischen Korpo-
ratismus? 

Im Gegensatz zu den meisten anderen
Studien über die Systeme der industriellen
Beziehungen untersucht dieser Artikel
außerdem korporatistische Arrangements
nicht nur in Bezug auf lohnpolitische Fra-
gen, sondern auch im Zusammenhang mit
einer Reihe von arbeits- und sozialpoliti-
schen Themen.Auch hier kann die Mitwir-
kung der Sozialpartner nicht nur legitima-
torisch bedeutsam sein, sondern sich auch
auf die Entscheidungsfindung selbst und
die Implementation getroffener Entschei-
dungen qualitativ auswirken.

Der Beitrag baut sich wie folgt auf: Ab-
schnitt 2 gibt einen knappen Einblick in die
Schwerpunkte der Korporatismusdiskussi-
on. Im Anschluss wird neben einem kurzen
historischen Abriss die Mitwirkung der So-
zialpartner in Dänemark (Abschnitt 3) und
Norwegen (Abschnitt 4) in den vergange-
nen Jahren beschrieben, und zwar in den
Bereichen der Aktivierungspolitik, Weiter-
bildung und der Arbeitsmarktrenten,1 die
seit einigen Jahren eine zweite Säule der 
Altersicherung sind. Im Schlussteil (Ab-
schnitt 5) werden Gemeinsamkeiten und
Unterschiede zwischen den beiden Län-
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1 In Skandinavien gibt es Grundrentensysteme, die
durch die sogenannten kollektivvertraglichen Ar-
beitsmarktrenten ergänzt werden – eine am Äqui-
valenzprinzip orientierte, kapitelgedeckte zweite
Säule in der Alterssicherung.
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ten zur politischen Beteiligung gewähren.
Untersuchungen über die Inhalte korpora-
tistischer Arrangements bezogen sich in
den 1970er Jahren größtenteils auf die Ein-
kommenspolitik sowie auf Lohnverhand-
lungen. In den 1980er Jahren wurde die
Perspektive erweitert. Analysiert wurden
jetzt auch Handlungsfelder und Imple-
mentationsprozesse im politischen Sektor,
im wirtschaftlichen Sektor sowie auf regio-
naler und betrieblicher Ebene. Einer der
führenden Forscher dieser Zeit, Alan Caw-
son, definierte Korporatismus als „a speci-
fic socio-political process in which orga-
nizations representing monopolistic func-
tional interest engage in political exchange
with the state-agencies over public policy
outputs involves those organizations in a
role that combines interest representation
and policy implementation through dele-
gated self-enforcement“ (Cawson 1986,
S. 8). Eine umfassende Auseinandersetzung
mit dem korporatistischen Konzept muss
also über die Analyse von Lohnverhand-
lungen und Einkommenspolitik hinausge-
hen. Diese breite Definition des Konzeptes
Korporatismus ist jüngst auch von Ebbing-
haus (2002) und anderen übernommen
worden und ist für die folgenden Analysen
zum skandinavischen Korporatismus von
besonderer Bedeutung.

Nachdem korporatistische Ansätze und
Politikmuster gegen Ende der 1980er Jahre
im Zuge der Ausbreitung des Neo-Libera-
lismus an Strahlkraft einbüßten bzw. real
an Bedeutung verloren, begann Mitte/En-
de der 1990er Jahre ihr Revival. Mehrere
Studien zu den industriellen Beziehungen
dokumentierten eine Rückkehr korpora-
tistischer Arrangements. Trotz einer allge-
meinen Schwächung der Gewerkschaften
spielte die tripartistische Interessenaus-
handlung in der Sozialpolitik und bei der
Regulierung des Arbeitsmarktes wieder 
eine wichtige Rolle. Der Fokus der Unter-
suchungen lag überwiegend auf nationalen
ad-hoc-Vereinbarungen, den sogenannten
„sozialen Pakten”. Diese sind gekennzeich-
net durch einen politischen Tauschhandel
zwischen Lohnzurückhaltung und einer
neuen Beschäftigungspolitik, unter ande-
rem bei der Arbeitslosenunterstützung, der
aktiven Arbeitsmarktpolitik, bei Aus- und
Weiterbildung sowie bei der Gestaltung der
Altersübergänge bzw. Frühverrentungen.
Häufig wurde die Wiederbelebung korpo-
ratistischer Strategien auch mit dem Ver-
such der EU-Länder, die Kriterien der Eu-
ropäischen Wirtschafts- und Währungs-

union (EWWU) zu erfüllen, in Verbindung
gebracht. Einige dieser Studien (Pochet/
Fajertag 2000; Bacarro 2003) zeigen, dass
diese tripartistischen Interessenaushand-
lungen zunehmend in Ländern anzutreffen
waren – wie beispielsweise in Irland, Ita-
lien, Spanien und Portugal –, die eigentlich
nicht die theoretischen Vorraussetzungen
von Korporatismus erfüllten, weil sie keine
starken Sozialpartner mit ausdifferenzier-
ten Verbandsstrukturen hatten (Schmitter
1979). Die Analyse solcher neuen sozialen
ad-hoc-Pakte bildete den Schwerpunkt der
Korporatismusforschung in den 1990er
Jahren. Außen vor blieb damals wie heute
die Analyse des Korporatismus auf der 
Mesoebene, wie es Cawson (1986) gefor-
dert hatte.

3
Korporatismus in 
Dänemark

3.1 HISTORISCHE UND
WIRTSCHAFTLICHE WURZELN 

Obwohl Dänemark relativ spät industriali-
siert wurde, etablierten sich korporatisti-
sche Strukturen vergleichsweise früh: Als
Ausgangspunkt gilt der sogenannte „Sep-
tember-Kompromiss“ im Jahr 1899, bei
dem Arbeitgeberverbände und Gewerk-
schaften einander anerkannten. Das däni-
sche System der industriellen Beziehungen
entspann sich entlang von Berufsgruppen.

Die sozialdemokratische Partei spielte
seit den 1930er Jahren eine wichtige Rolle
beim Ausbau des dänischen Wohlfahrts-
staates, auch wenn ihre Stärke hinter der 
ihrer Schwester-Parteien in den anderen
skandinavischen Ländern zurückblieb. In
Dänemark waren die Sozialdemokraten
seit dem Zweiten Weltkrieg vor allem in
Minderheitsregierungen an der Macht.
Und in jüngerer Zeit kamen Regierungsbil-
dungen immer häufiger ohne Beteiligung
der sozialdemokratischen Partei zustande.
So amtierten von 1982 bis 1993 die Kon-
servativen und seit 2001 sind die Liberalen
an der Macht, ohne allerdings die wohl-
fahrtsstaatliche Ausgestaltung Dänemarks
(bislang) ernstlich infrage zu stellen.

Die wirtschaftliche Entwicklung ver-
lief in den letzten Jahren insgesamt gut,
trotz Abschwungphasen in den 1970er und
1980er Jahren. Mitte der 1990er Jahre
nahm die als Ergebnis der vorangegange-

nen Krise angestiegene Arbeitslosigkeit
wieder stark ab. Auch blieb Dänemark von
der internationalen Wirtschaftskrise am
Beginn dieses Jahrzehnts verschont und
angesichts einer Arbeitslosenquote von un-
ter 3 % trat sogar Arbeitskräftemangel auf.
Die Einwanderung von Arbeitskräften aus
den neuen Mitgliedstaaten soll hier Abhil-
fe schaffen, auch wenn solche Migrations-
bewegungen in Dänemark langsamer von-
statten gehen als bei seinem nördlichen
Nachbarn.

3.2 SOZIALE PAKTE UND 
MAKROKORPORATISMUS 

Die industriellen Beziehungen in Däne-
mark zeichneten sich früher durch eine re-
lativ zentralisierte Koordination und star-
ke, konsensorientierte Sozialpartner aus.
Ende der 1980er Jahre begannen Verschie-
bungen zugunsten dezentralisierter, bran-
chenspezifischer Rahmenvereinbarungen –
ein System, das als „zentralisierte Dezen-
tralisierung“ bezeichnet wurde (Due et al.
1993). Der Staat hielt sich nun größtenteils
zurück und beschränkte seine Rolle auf
Schlichtung und Versöhnung. In Tarif-
verhandlungen griff er selten ein, sodass
makrokorporatistische Arrangements bei
Lohnaushandlungen und Einkommenspo-
litik in den Hintergrund traten. So gehörte
Dänemark auch nicht zu den europäischen
Mitgliedstaaten, in denen die Regierungen
und Sozialpartner während der 1990er Jah-
re soziale Pakte eingingen, selbst wenn es
Versuche gegeben hat, dauerhafte tripartis-
tische Strukturen auf der Makroebene zu
etablieren.2 Allerdings hat es in Dänemark
viele andere tripartistische Initiativen auf
nationaler Ebene gegeben. Sie sind Merk-
mal des „dänischen Modells“ der indus-
triellen Beziehungen, das durch ein bilate-
rales und zentralisiertes System von Tarif-

2 Ein solcher Versuch ist das sogenannte Tripartisti-
sche Forum (Tripartite Forum) und das ihm zuge-
ordnete Statistische Komitee (Statistical Commit-
tee), das Ende der 1990er Jahre eine kurze Blüte-
phase hatte. Auch die sogenannte Gemeinsame
Erklärung (Common Declaration) von 1987, die 
eine Lohnzurückhaltung vorsah, kann als funktio-
nales Äquivalent zu den sozialen Pakten anderer
Länder gelten. Diese Gemeinsame Erklärung galt
zunächst nur bis einschließlich 1998, wurde aber
durch eine neue bilaterale Vereinbarung zur Lohn-
zurückhaltung, der sogenannten „Verhandlungs-
klima“-Vereinbarung („Klimaaftalen”), noch im
selben Jahr verlängert. Ergänzend fanden tripartis-
tische Dialoge bei sozialpolitischen Themen statt.
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verhandlungen gekennzeichnet ist, ergänzt
durch die Beteiligung der Sozialpartner an
der Formulierung und Implementation ar-
beitsmarktnaher Gesetzgebung (Due et al.
1993).

3.3 MESOKORPORATISMUS – 
KORPORATISMUS IN SPEZIFISCHEN
POLITIKBEREICHEN

Korporatismus in Dänemark ist geprägt
durch die Mitwirkung der Sozialpartner
bei der Formulierung sozialpolitischer Po-
litiken und deren Umsetzung. Dies wird im
Folgenden am Beispiel der betrieblichen
Altersvorsorge, der Aktivierungspolitik und
der Weiterbildung aufgezeigt, da sich in
diesen drei Bereichen einige der wichtigs-
ten Reformen der jüngeren Arbeitsmarkt-
und Sozialpolitik in Dänemark vollzogen
haben.

ARBEITSMARKTRENTEN

Die erste Arbeitsmarktrentenversicherung
(vgl. Fußnote 1) wurde 1980 in Dänemark
etabliert. Allerdings wurde in den 1980er
Jahren nicht mehr als ein Drittel der Ar-
beitnehmer von solchen Rentenprogram-
men erfasst.3 Die Initiative zu einer zweiten
Säule der Alterssicherung ging größtenteils
auf die Regierung zurück, die das Problem
der Altersarmut bekämpfen wollte. Das In-
teresse der Gewerkschaften war, Einfluss
und Kontrolle über solche Rentenfonds zu
gewinnen – eine Perspektive, die die Ar-
beitgeber fürchteten. Sie lehnten zentrali-
sierte und von Arbeitnehmervertretern do-
minierte Fonds ab. Die Gewerkschaften ga-
ben deshalb den Versuch auf, einen bilate-
ralen Konsens mit den Arbeitgebern zu
erreichen und nutzten stattdessen unilate-
ralen Lobbyismus, um Einfluss auf eine er-
wartete entsprechende Gesetzgebung aus-
zuüben.

Für einige Zeit schien es, als ob die Stra-
tegie des größten Gewerkschaftsbundes
(Landsorganisationen i Danmark (LO)),
durch Lobbyismus auf die Gesetzgebung
Einfluss zu nehmen, erfolgreich sein wür-
de. Im Anschluss an die Gemeinsame Er-
klärung (vgl. Fußnote 2) fanden zwischen
1987 und 1988 tripartistische Verhandlun-
gen zu den Arbeitsmarktrenten statt. Vor-
geschlagen wurden vier unterschiedliche
Modelle, die entweder auf den einzelnen
Arbeitnehmer, die betrieblichen Einrich-
tungen, die Branchenzusammenhänge oder
die nationale Ebene zielten. Das erste Mo-

dell wurde von der LO strikt abgelehnt, wo-
hingegen das branchenübergreifende Mo-
dell beim Bündnis der dänischen Arbeitge-
ber (Dansk Arbejdsgiverforening (DA))
keinen Zuspruch fand. Einigungsversuche
scheiterten, die Gesetzgebungsinitiative
stockte und erst die Tarifverhandlungen im
Jahr 1991 führten zur sukzessiven Imple-
mentation branchenspezifischer Renten-
versicherungen in Form von Investmentge-
sellschaften unter paritätischer Regulie-
rung der Sozialpartner und mit Gewerk-
schaftsvorsitz. Ausschlaggebend für diesen
Durchbruch war zum einen die Tatsache,
dass die LO zu der Auffassung gelangt war,
dass die Arbeitsmarktrenten nicht durch
eine Gesetzgebung eingeführt werden wür-
de. Zum anderen hatte auch das Bündnis
der dänischen Arbeitgeber (DA) seine Ein-
stellung geändert.

Der Anteil der Arbeitnehmer, die An-
spruch auf eine solche Arbeitsmarktrente
haben, wie auch der Prozentsatz des Ein-
kommens, der dem Versicherungsfond zu-
geleitet wird, haben in den 1990er Jahren
stetig zugenommen. Schätzungen des Jah-
res 2003 gehen davon aus, dass 92 % aller
abhängig Beschäftigten Anwartschaften auf
Versicherungsleistungen haben, wenn auch
in unterschiedlicher Höhe. Unter Bezug auf
diese Angaben sah die sozialdemokratische
Regierung (1993–2001) – gestützt von der
LO – nunmehr keinen Bedarf, eine zusätz-
liche Gesetzgebung, die noch von der kon-
servativen Vorgängerregierung angedacht
war, einzuführen. Eine solche Gesetzge-
bung hätte die Arbeitsmarktrenten auf alle
Beschäftigungsgruppen erweitert. Bilan-
ziert werden kann, dass die Entwicklung
der dänischen Arbeitsmarktrenten eine
neue Ära einleitete, die durch bilaterale
Verhandlungen gekennzeichnet war – al-
lerdings nicht gänzlich ohne aktive Beteili-
gung des Staates. Das System der betriebli-
chen Altersversorgung wurde vor allem
auch ausgebaut, weil eine einseitige staatli-
che Finanzierung von Rentenzahlungen
problematisch erschien und von einer tri-
partistischen Gremienarbeit andere Lösun-
gen erhofft wurden. Allerdings plante die
Regierung eine Anschlussgesetzgebung.Als
Folge dieses Prozesses hat sich eine klare
Teilung von Verantwortlichkeiten ent-
wickelt, sodass der Staat nun alleiniger ver-
antwortlicher Akteur für die Regulierung,
Finanzierung und Bereitstellung der öf-
fentlichen Altersvorsorge ist, während die
Arbeitsmarktrenten in der Regie der So-
zialpartner liegen.

AKTIVIERUNGSPOLITIK

Seit den 1970er Jahren wurde in Dänemark
durch eine Aktivierungspolitik versucht,
auf die Beschäftigungskrise zu reagieren.
Von Beginn an wirkten die Sozialpartner
bei der Formulierung und Umsetzung der
Maßnahmen mit. Mit der Arbeitsmarktre-
form 1994 wurde dieser Einfluss der Ver-
bände gestärkt. Die Reforminhalte wurden
in den Jahren 1991–92 von einer den Ge-
setzentwurf vorbereitenden Kommission
beschlossen, die mehrheitlich mit den So-
zialpartnern besetzt war. Die 1993 frisch an
die Macht gekommene sozialdemokratisch
geführte Regierung folgte den Empfehlun-
gen der Kommission. Die Arbeitsmarktre-
form stärkte den Einfluss der Sozialpartner
über die sogenannten regionalen Arbeits-
markträte (De Regionale Arbejdsmarkeds-
råd (RAR)). Das Konsultationsrecht (im
Zusammenhang mit bestimmten Entschei-
dungen) der Räte wurde zum Entschei-
dungsrecht (Konzertierung) ausgeweitet.
Auf der nationalen Ebene beriet der Rat
fortan das Arbeitsministerium. Allerdings
begann bereits 1996 ein Prozess, der die Ak-
tivierungspolitik teilweise wieder zentrali-
sierte und etwas von dem erlangten Mehr-
einfluss der Sozialpartner minderte. Die
„Aktivierung“ selbst zeichnete sich inhalt-
lich vor allem durch Maßnahmen wie indi-
viduelle Handlungspläne, Weiterbildung
und – zu einem gewissen Grad auch – Sub-
ventionierung von Arbeitsplätzen aus
(Mailand/Due 2003).

Zeitgleich zu der Arbeitsmarktreform,
die größtenteils, aber nicht ausschließlich,
darauf abzielte, das Verhalten von Arbeits-
losen zu ändern (die Angebotsseite), wur-
den auch Versuche unternommen, die Un-
ternehmen (die Nachfrageseite) stärker in
die Verantwortung zu nehmen. Im Jahr
1994 wurde die Kampagne „Unsere ge-
meinsame Sorge – die soziale Verantwor-
tung der Unternehmen“ („Our Common
Concern – the social responsibility of com-
panies“) gestartet. Sogenannte „Tätigkeiten
zu besonderen Bedingungen” und „Flex-
jobs“ (vgl. Bredgaard et al. in diesem Heft)
für Personen mit eingeschränkter Arbeits-
fähigkeit wurden in zwei Umsetzungsfor-
men eingeführt: In der ersten Variante wur-
den diese Stellen von den Kommunen ver-
waltet und vermittelt. Bei der zweiten be-

3 Der folgende Teil beruft sich auf Due/Madsen
(2003).

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2009-1-17 - Generiert durch IP 216.73.216.168, am 22.06.2026, 20:02:03. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0342-300X-2009-1-17


20 WSI Mitteilungen 1/2009

anzuvisieren, um die Finanzlast der Wei-
terbildung zum großen Teil auf die Sozial-
partner abzuwälzen. In den neuen Tarif-
verträgen für den privaten Sektor von 2007
wurden Weiterbildungsfonds etabliert, je-
doch mit einem geringen Finanzierungs-
volumen. Höhere Fondsbeiträge könnten,
so die Einschätzung, immer noch in späte-
ren Tarifrunden vereinbart werden. Im ver-
arbeitenden Gewerbe sind seit 2008 alle Ar-
beitgeber verpflichtet, ca. 35 € pro Ange-
stellten jährlich an den Fonds abzuführen.
Dieser Betrag wird im Jahr 2009 verdop-
pelt. Von 2009 an erhalten zudem alle Be-
schäftigten mit mehr als neun Monaten Be-
triebszugehörigkeit das Recht auf zwei Wo-
chen Weiterbildung nach ihrer eigenen
Wahl, finanziert aus den Weiterbildungs-
fonds. In zukünftigen Tarifverhandlungen
wird die weitere Erhöhung dieser Fonds-
beiträge erwartet (Due/Madsen 2006; DI &
CO-industri 2007; Mailand 2008).

Zusammenfassend ist die Rolle der So-
zialpartner hier mit derjenigen in der Ak-
tivierung vergleichbar: Beratung und ge-
legentliche Konzertierung in Gesetzfin-
dungsprozessen und dauerhafte Beteili-
gung der Sozialpartner bei der Umsetzung
der Gesetzgebung auf allen Ebenen. Jedoch
unterscheidet sich der Bereich Weiterbil-
dung von dem der Aktivierung dadurch,
dass die Einrichtung neuer tripartistischer
Gremien und die Zuordnung von Verant-
wortlichkeiten einem stärkeren Wandel
unterliegen. In Zukunft könnten auch bila-
terale Beziehungen für die Regulierung der
Nachfrage nach – und der Finanzierung
von – Weiterbildung an Bedeutung zuneh-
men.

4
Korporatismus in Norwegen

4.1 HISTORISCHE UND 
WIRTSCHAFTLICHE WURZELN 

Die Industrialisierung in Norwegen setzte
spät und ungleichmäßig ein. Diese Ent-
wicklung hat – wie in Dänemark, aber im
Gegensatz zu Schweden – zu einer diversi-
fizierten Ausprägung des Gewerkschafts-
wesens und zu bestimmten Klassenkoali-
tionen geführt.

Wie auch im dänischen Fall stellte die
sozialdemokratische Partei in den 1940er
bis 1980er Jahren die meiste Zeit die Regie-
rung, wobei die Partei in Norwegen ver-

ten anderen EU-Ländern öffentlich finan-
ziert. Dänemark ist zudem Spitzenreiter bei
der Nutzung von Weiterbildung.

Die Steuerung erfolgt über die „beruf-
liche Selbstverwaltung” (occupational self-
governance) und entsprechend paritätisch
oder tripartistisch besetzte Gremien exi-
stieren auf allen politischen Ebenen. Es gibt
beispielsweise einen branchenübergreifen-
den Rat, der den Minister berät, branchen-
spezifische „Weiterbildungsräte” sowie das
Direktorium an den einzelnen Schulen.

Mit der jüngsten Reform zur Weiterbil-
dung aus dem Jahr 2001 wurde ein tripar-
tistisch besetzter Ausschusses für die Fi-
nanzierung der Aus- und Weiterbildung
auf dem Arbeitsmarkt eingesetzt. Er sollte
den Umfang von Weiterbildungsmaßnah-
men und ihre Finanzierung beraten, mit
dem Ziel, zum einen die öffentliche Finan-
zierung der Weiterbildung auf gering qua-
lifizierte Arbeitnehmer und formale, aner-
kannte Kompetenzen zu beschränken, zum
anderen die Unternehmen bei der Finan-
zierung stärker in die Pflicht zu nehmen –
und gegebenenfalls sogar zusätzliche Fi-
nanzmittel von den Arbeitgebern einzufor-
dern. Hiermit im Einklang steht auch die
Tendenz, die Sozialpartner in der Weiter-
bildung, nämlich in Bezug auf die Einfüh-
rung und Erweiterung von Rechten der Ar-
beitnehmer, an Weiterbildungen teilzuneh-
men, stärker zu beteiligen (Due et al. 2005).

Der Reformentwurf (2001) geht auf ei-
ne gesetzesvorbereitende Kommission zu-
rück, die bereits im Jahr 1999 ihre Arbeit
beendet hatte. Zwar hatten die Sozialpart-
ner auf die Arbeit des Komitees keinen Ein-
fluss, aber das hier erarbeitete Weißbuch
wurde im „tripartistischen Forum“ und
dem ihm zugeordneten „Statistischen Ko-
mitee“ besprochen (vgl. Fußnote 2). Wäh-
rend der Verhandlungen stimmten die So-
zialpartner den meisten Reformvorschlä-
gen des Weißbuches – einschließlich der
Richtlinien zur Finanzierung der Aus- und
Weiterbildung auf dem Arbeitsmarkt, die
sich später auch im Gesetzestext wieder-
fanden – zu (Due/Madsen 2006). Was also
als ein Prozess begann, von dem die Sozial-
partner ausgeschlossen waren, endete
schließlich in Konzertierung.

Im Herbst 2004 veröffentlichte die Ver-
waltung dann eine umfassende Studie zur
Weiterbildung in Dänemark, die Anlass für
weitere tripartistische Verhandlungen zu
Beginn des Jahres 2006 war und in der Ab-
sichtserklärung mündete, eine tief greifen-
de Reform im Bereich der Weiterbildung

stimmten sogenannte soziale Kapitel in den
Tarifverträgen die Konditionen. Letztere
sahen jedoch – anders als bei den Kommu-
nen – keine Lohnsubventionen vor und
waren folglich weit weniger attraktiv als die
vergleichbare Beschäftigungsform der Kom-
munen (Hohnen 2002).

Die liberal-konservative Regierung, die
Ende 2001 an die Macht kam, führte eine
weitere Reform der Arbeitsmarktpolitik
durch. Von nun an wurde das Augenmerk
verstärkt auf eine Unterstützung bei der
Beschäftigungssuche sowie in einem gewis-
sen Umfang auch auf die Berufsbildung 
im privaten Sektor gelegt. Die berufliche
Weiterbildung als Aktivierungsmaßnahme
wurde dagegen eher eingeschränkt. Zudem
wurden die Aktivierungsangebote für die
Bezieher von Sozialgeld (Grundsicherungs-
leistungen) an die Leistungen für die Be-
zieher von Versicherungsleistungen ange-
passt. Des Weiteren sind verschiedene tri-
partistisch oder multiparitätisch besetzte
Gremien auf zentraler Ebene fusioniert
worden. Die Reform ermöglichte auch den
verstärkten Einsatz von neuen privaten Ak-
teuren, wie Zeitarbeitsagenturen, privaten
Weiterbildungsinstitutionen und Bera-
tungsunternehmen, die insbesondere An-
gebote für Aktivierungsmaßnahmen zur
Verfügung stellen sollten.

Unter der liberal-konservativen Regie-
rung wurden die Sozialpartner zwar – wie
auch unter ihren Vorgängern – punktuell
in die Politikgestaltung einbezogen, doch
zukünftig wird auf der regionalen Ebene,
wo der Einfluss der Sozialpartner zuvor am
stärksten war, ihr Einfluss geschwächt.Wel-
che Effekte dies auf den Korporatismus in
diesem Politikbereich hat, kann noch nicht
abgeschätzt werden.

WEITERBILDUNG

Weiterbildung wurde in Dänemark insbe-
sondere durch die Gründung von Weiter-
bildungszentren am Arbeitsmarkt (AMUs)
in den 1960er Jahren populär. Im Laufe der
Zeit ist eine Reihe von Weiterbildungsan-
geboten entwickelt worden, die nicht nur
beruflich orientiert waren. Das Angebot
gliedert sich in Erstausbildungen und Er-
wachsenenweiterbildung (bei der die AMU
von besonderer Bedeutung sind) sowie in
allgemeine Erwachsenenbildung und All-
gemeinbildung („folkeoplysning“). Die
Weiterbildung – einschließlich der Ausbil-
dung für Arbeitnehmer – ist in Dänemark
in einem höheren Ausmaß als in den meis-
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gleichsweise stärker war. In den letzten
Jahrzehnten mussten die Sozialdemokra-
ten allerdings für längere Zeiträume in die
Opposition: von 1981–1986, 1997–2000
und wieder 2001–2005. Die Beziehung zwi-
schen dem größten Gewerkschaftsbund
(Landsorganisasjonen i Norge (LO)) und
den Sozialdemokraten sind allerdings noch
immer sehr eng, und im Gegensatz zu der
Situation in Dänemark gibt es hier auch
enge formelle Verbindungen (Lismoen
2002).

Die norwegische Wirtschaft hängt auch
heute noch vom Export ihrer Bodenschätze
ab. Der anhaltende Konjunkturaufschwung
in Norwegen – unterstützt durch die Ein-
nahmen aus dem Export von Öl und ande-
ren Bodenschätzen – hält die Nachfrage
nach Arbeitskräften auf hohem Niveau.
Die Arbeitslosenquote lag in Norwegen im
Jahr 2006 bei 3,5 % (OECD 2008).

4.2 SOZIALE PAKTE UND 
MAKROKORPORATISMUS 

Norwegen hat traditionell im europäischen
Vergleich eine der zentralisiertesten For-
men der industriellen Beziehungen und
der Staat hat – im Gegensatz zur Situation
in Dänemark – auch bei der Lohnsetzung
im privaten Sektor eine entscheidende Rol-
le. Der gewerkschaftliche Organisations-
grad liegt in Norwegen niedriger als in Dä-
nemark. Dies könnte darauf zurückzufüh-
ren sein, dass die Gewerkschaften nicht für
die Verwaltung der Arbeitslosenversiche-
rung zuständig sind wie in Dänemark.

Seit den 1970er Jahren verursachte die
Abhängigkeit von den Bodenschätzen noch
größere Wirtschaftschwankungen als an-
derswo. Dies führte nicht selten zu staatli-
chen Eingriffen in die Lohnpolitik. In den
Jahren 1987–88 resultierte aus informellen
Gesprächen zwischen den wichtigsten So-
zialpartnern und der von der Arbeiterpar-
tei geführten Regierung eine Vereinbarung
als Antwort auf die Wirtschaftskrise, die
fallenden Ölpreise und industriellen Kon-
flikte. Die inflationistische Lohnspirale
sollte durchbrochen und die Wettbewerbs-
fähigkeit wiederhergestellt werden durch
eine Kombination von zentralisierter Ein-
kommenspolitik und Austeritätspolitik.

Dieses informelle Abkommen wurde in
der sogenannten Solidaritätsalternative
(Solidarity Alternative) 1992 kodifiziert, ei-
nem von der Regierung errichteten tripar-
tistischen Gremium. Ziel war es, die Ar-
beitslosigkeit in fünf Jahren zu halbieren

durch die Kombination von Lohnmäßi-
gung, Überprüfung des Einsatzes öffentli-
cher Finanzmittel, Ausweitung der aktiven
Arbeitsmarktpolitik und Weiterbildung so-
wie durch eine Strukturpolitik und Geld-
mengenpolitik, die auf einen stabilen
Wechselkurs zielt (Dølvik/Martin 2000,
S. 280).

Die Solidaritätsalternative konnte aller-
dings nicht – jedenfalls in kurzfristiger
Hinsicht – die Probleme der Wirtschaft be-
heben. Die Arbeitslosigkeit stieg auf 9 %
an, und die private Produktion nahm ab.
Mithilfe der Einnahmen aus dem Ölexport
und der Verbesserung der internationalen
Wirtschaftslage fing die norwegische Wirt-
schaft aber ab 1993 an, sich zu erholen.

Der Wechsel von der von der Arbeiter-
partei geführten Regierung hin zur konser-
vativen Zentrums-Regierung im Jahr 1997
führte auch zum Ende der lohnmäßigen-
den Solidaritätsalternative. Die neue Regie-
rung schlug die Abschaffung eines Feierta-
ges sowie Kürzungen im Krankengeld und
weiterer staatlicher Geldleistungen als Teil
eines Krisenpakets vor. Dieser Vorschlag
stieß bei den Gewerkschaften auf massive
Kritik und führte zu dem ersten Streik in
der Geschichte der norwegischen Gewerk-
schaftsbewegung, an dem sich alle gewerk-
schaftlichen Dachverbände beteiligten.
Obwohl die LO die Lohnmoderation un-
terstützt hatte, kam es im Jahr 1998 zu
großflächigen Streiks und Lohnzuwächsen
in Rekordhöhe, die weit über der Infla-
tionsrate lagen. Diese Entwicklung zeigt
nach Meinung einiger Beobachter die Un-
fähigkeit der norwegischen Gewerkschafts-
bewegung, die Politik der Lohnmäßigung
bei einem lang anhaltenden Wirtschafts-
boom dauerhaft durchzuhalten (Dølvik/
Martin 2000, S. 284ff.).

Die Regierung konnte gegen Ende 1998
allerdings dennoch die Gewerkschaften er-
neut zur  Bekämpfung einer weiteren Krise
einbinden. Diesmal sind auch alle Dach-
verbände von beiden Seiten an den Tisch
verschiedener tripartistischer Gremien ge-
beten worden, wohingegen zuvor die LO
andere gewerkschaftliche Dachverbände
von Gesprächen zur Einkommenspolitik
ausgeschlossen hatte. Das wichtigste dieser
Gremien war die sogenannte Arntsen-
Kommission, die die Lohntarifrunde 1999
vorbereiten sollte. In der Kommission wur-
de vereinbart, dass die bevorstehende
Lohnsteigerung unter 4 % ausfallen sollte.
Die LO konnte allerdings erreichen, dass
als Ausgleich für die Versprechungen zur

Lohnzurückhaltung zumindest Verbesse-
rungen in der Weiterbildung eingeführt
werden sollten (ebd., S. 286).

Vor einigen Jahren dann wurde Nor-
wegen massiv von der internationalen
Wirtschaftskrise getroffen. 25.000 Arbeits-
plätze gingen in den Jahren 2002 und 2003
verloren. Die von der Zentrumspartei ge-
führte Regierung, die 2001 nach gerade erst
einem Jahr sozialdemokratischer Regie-
rung an die Macht gekommen war, griff
deswegen erneut auf das Instrument einer
konzertierten Einkommenspolitik zurück.
Versuche, den Arbeitsmarkt zu deregulie-
ren, insbesondere im Hinblick auf befriste-
te Beschäftigung, scheiterten an der Arbei-
terpartei, die 2005 erneut an die Regierung
kam (Dølvik 2007, S. 27).

4.3 MESOKORPORATISMUS – 
KORPORATISMUS IN SPEZIFISCHEN
POLITIKBEREICHEN 

Wie auch in Dänemark existieren in Nor-
wegen in verschiedenen Politikbereichen
korporatistische Strukturen – sowohl in
Bereichen der Gesetzesfindung als auch bei
der Umsetzung von politischen Entschei-
dungen.

WEITERBILDUNG

Weiterbildung ist in Norwegen seit jeher
korporatistisch geprägt. Die Sozialpartner
sind hier im Allgemeinen an der Politikfor-
mulierung und – durch die Vertretung in
Ausschüssen – auch an der Umsetzung der
Entscheidungen in 130 regionalen Lehr-
zentren beteiligt (European Commission
2003).Außerdem ist die berufliche Bildung
Verhandlungsthema zwischen den Sozial-
partnern sowohl auf Makro- als auch auf
Branchenebene (Skule et al. 2002, S. 273).

Die letzte groß angelegte Reform im
Weiterbildungssektor war die „Kompe-
tenzreform“ im Jahr 1998. Sie war nicht
wirklich politikfeldspezifisch, da sie zu-
sammen mit der Lohnmäßigung verhan-
delt wurde. Die Reform wurde vom Ge-
werkschaftsbund LO initiiert, der in der
Weiterbildung eine seiner Hauptaufgaben
sah. Bereits 1994 vereinbarten LO und
NHO (das Bündnis der Arbeitgeber) im
Rahmentarifvertrag ein zusätzliches Kapi-
tel zur Weiterbildung. 1996 beauftragte
dann das norwegische Parlament die Re-
gierung, eine Kommission zu bilden, die ei-
ne Strategie für lebenslanges Lernen vor-
schlagen sollte. Es wurde die „Buer-Kom-
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mission“ eingesetzt, mit Beteiligung der
Sozialpartner. Der Kommissionsbericht
von 1997 definierte den Arbeitsplatz als
wichtigsten Lernort und forderte unter an-
derem die Anerkennung von informell er-
worbenen Kompetenzen und ein Recht auf
Bildungsurlaub für Arbeitnehmer. Darü-
ber hinaus wurde eine starke Mitwirkung
der Sozialpartner bei der Ausgestaltung der
angestrebten Reform angemahnt, insbe-
sondere im Hinblick auf Fragen der Finan-
zierung (ebd. S. 271). Die Reform wurde
den Vorschlägen der Kommission entspre-
chend verabschiedet, ergänzt um die Ge-
währung von Steuervorteilen für Arbeitge-
ber, die ihren Beschäftigten Weiterbildungs-
maßnahmen finanzieren (European Com-
mission 2003).

Um die Reform konkret umzusetzen,
wurde die Weiterbildung als Thema in 
den folgenden Tarifrunden aufgegriffen. In
der Tarifrunde 1999 war die LO erneut be-
reit, Lohnzurückhaltung im Austausch für
Verbesserungen in der Weiterbildung zu
üben. Die Regierung versprach, 400 Mill.
Norwegische Kronen (NOR) für das Kom-
petenz-Aufbau-Programm auszugeben.Auf
ein Modell zur Finanzierung von Bildungs-
urlaub konnte man sich allerdings nicht 
einigen. In der Tarifrunde im Jahr 2000
stand das Thema Weiterbildung erneut auf
der Agenda. Dieses Mal schlug die LO vor,
Lohnzurückhaltung gegen die Finanzie-
rung des Bildungsurlaubs durch die Ar-
beitgeber zu tauschen. Aber die verhan-
delnden Parteien erzielten in dieser Frage
keinen Konsens und der Vorschlag der LO-
Spitzenvertreter konnte sich auch in einer
späteren Abstimmung unter LO-Gewerk-
schaftsmitgliedern nicht durchsetzen. Die
Mitglieder wollten sich nicht auf den Kom-
promiss Lohn gegen Weiterbildung einlas-
sen, sondern sprachen sich für Lohner-
höhungen und einen höheren Urlaubsan-
spruch aus (Skule et al. 2002, S. 271).

ARBEITSMARKTRENTEN

Wie in Dänemark sind die Arbeitsmarkt-
renten eines der strittigsten Themen des
letzten Jahrzehnts in der norwegischen So-
zial- und Arbeitsmarktpolitik. Erst in den
letzten zwei oder drei Jahren hat sich ein
neues System von Arbeitsmarktrenten he-
rausgebildet, das – anders als in Dänemark
– viel stärker in den geplanten Umbau des
gesamten Rentensystems integriert worden
ist. Im Jahr 2001 wurde eine „Rentenkom-
mission“ eingesetzt, um die Hauptziele

und Grundsätze eines einheitlichen zu-
künftigen Rentensystems zu skizzieren,
einschließlich der Zuteilung von Verant-
wortlichkeiten über öffentliche und nicht-
öffentliche Rentenleistungen und der Mög-
lichkeit eines fondbasierten Systems. Die
Kommission – bestehend aus Experten,
aber ohne die Sozialpartner – empfahl 2004
eine stärkere Orientierung des Rentensys-
tems an der vorangegangenen Beschäfti-
gung (Neergaard 2004). 2005 entschied das
Parlament schließlich, dass alle Arbeitneh-
mer einen gesetzlichen Anspruch auf Ar-
beitsmarktrenten haben. 2003 hatten nur
ungefähr 55 % aller Arbeitnehmer einen
solchen Anspruch (Kaar van het/Grünell
2004). Der Mindestbeitrag der Unterneh-
men wurde auf 2 % der Lohnsumme fest-
gesetzt. Ein Weißbuch, das sich mit ande-
ren Rentenleistungen jenseits der Arbeits-
marktrenten beschäftigte, wurde in das Re-
gierungsweißbuch von 2006 integriert.

AKTIVIERUNGSPOLITIK

Die Aktivierungspolitik hatte in Norwegen
nie ein so starkes Profil wie in Dänemark.
Die Ausgaben für die aktive Arbeitsmarkt-
politik beliefen sich 2004 auf 0,4 % des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) und die der
passiven Maßnahmen auf 0,5 %. Im Ver-
gleich hierzu lagen die Angaben für   Däne-
mark bei 1,8 % und 2,7 % (OECD 2006,
S. 271–274). Die höheren Ausgaben in Dä-
nemark illustrieren den Versuch, die Ar-
beitslosenquote zu senken, die höher war
als die in Norwegen (Halvorsen/Jensen
2004, S. 467). In Norwegen wurde hingegen
in den 1960er und 1970er Jahren versucht,
das Vollbeschäftigungsziel zu erreichen, in-
dem in Krisenzeiten Regionalpolitik mit
staatlicher Unternehmensgründung und
der oben beschriebenen Einkommenspoli-
tik verbunden wurde.

Gleichwohl griff auch Norwegen auf
Aktivierungsmaßnahmen zurück, und als
die Arbeitslosigkeit am Anfang der 1980er
Jahre anstieg, wurde außerdem die maxi-
male Anspruchsdauer für Arbeitslosenleis-
tungen verlängert. Am Ende der 1980er
Jahre änderte sich jedoch der politische
Kurs und die „Arbeitslinien”forcierten An-
reize und Pflichten zur Arbeitsaufnahme.
Im Jahr 1998 wurde die maximale Dauer
des Arbeitslosengeldes auf drei Jahre und
2003 auf zwei Jahre verkürzt (Arbeids- og
Socialdepartementet 2005). Im Vergleich
zur Aktivierungspolitik in Dänemark be-
stand in Norwegen mehr Skepsis gegen-

über der Beteiligung von Arbeitslosen an
Weiterbildung, subventionierter Beschäfti-
gung und anderen „zweiten Chancen”.
Stattdessen wurde stärker auf Leistungs-
sanktionen und die Einschränkung von
Leistungsansprüchen gesetzt (Halvorsen/
Jensen 2004, S. 474). Auch ist die Rolle der
Sozialpartner in der Aktivierungspolitik in
Norwegen nicht so stark entwickelt wie in
Dänemark. Einflusslos sind sie deswegen
aber nicht, aufgrund einer Reihe von tri-
partistischen Gremien auf nationaler und
regionaler Ebene.

5
Perspektiven des skandi-
navischen Korporatismus

5.1 KORPORATISMUS IN DÄNEMARK
UND NORWEGEN IM VERGLEICH

Die Eingangsfrage lautete, ob der Korpora-
tismus sowohl in Dänemark als auch in
Norwegen lebendig sei. Die bisherige Ana-
lyse lässt daran keinen Zweifel. Das System
der industriellen Beziehungen und die so-
zialen Sicherungssysteme sind zwar um-
strukturiert worden, aber die Sozialpartner
wurden im Allgemeinen an den Restruktu-
rierungsprozessen und an der Umsetzung
der Entscheidungen beteiligt. Insgesamt
haben wir also eher Stabilität als Verände-
rung gefunden.

Die zweite Forschungsfrage nach Ge-
meinsamkeiten und Unterschieden der
beiden Länder zeigt einerseits, dass es eine
Vielzahl von Ähnlichkeiten gibt. Das be-
trifft sowohl die Strukturen als auch Akti-
vitäten. Erstens sind die Sozialpartner noch
immer relativ stark und konsensorientiert
in beiden Ländern, die – nach mehreren
wirtschaftlichen Auf- und Abschwüngen –
nun schon seit zehn Jahren ein Beschäfti-
gungswachstum realisieren. Zweitens ha-
ben die sozialdemokratischen Parteien –
trotz jüngst längerer Phasen in der Oppo-
sition – in beiden Ländern eine prägende
Rolle und stehen für Gleichheitsziele. Die
konservativen Regierungen haben den
Wohlfahrtsstaat nicht demontiert. Sie ha-
ben ihn lediglich umstrukturiert, – aber das
hatten die sozialdemokratisch geführten
Regierungen auch – und sie zeigten sich
auch nicht weniger als die Sozialdemokra-
ten bereit, die Sozialpartner in politische
Prozesse einzubinden. Als Drittes lässt sich
außerdem festhalten, dass der Korporatis-
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mus in beiden Ländern in den hier unter-
suchten drei Bereichen der Arbeitsmarkt-
und Sozialpolitik verbreitet ist, wenn sich
auch Unterschiede zwischen Bereichen
und Zeiträumen in beiden Ländern fest-
machen lassen. Es scheint auch, als ob die
beiden Länder ähnliche Probleme in den
drei untersuchten Bereichen der Sozialpo-
litik zu lösen versuchten.

Andererseits existieren erhebliche Un-
terschiede zwischen den korporatistischen
Strukturen in beiden Ländern, die die Fra-
ge aufwerfen, ob es den skandinavischen
Korporatismus gibt. Der Staat hat z. B. in
Norwegen eine viel aktivere Rolle in der
Lohnaushandlung gespielt als in Däne-
mark, und tripartistische Vereinbarungen
zur Entlohnung sind in Norwegen viel wei-
ter verbreitet. Norwegen scheint folglich
eher ein „traditionell“ korporatistisches
Land zu sein, also eines mit konstant kor-
poratistischen Strukturen auf der Makro-
ebene. Allerdings scheint der Mesokorpo-
ratismus in Norwegen in den drei betrach-
teten Bereichen der Sozialpolitik geschwächt
und insgesamt schwächer zu sein als in Dä-
nemark. Dieses Ergebnis wird auch von ei-
ner neueren, vergleichend angelegten Stu-
die bestätigt, die aufzeigt, dass die Anzahl
von Ausschüssen und Kommissionen mit
sozialpartnerschaftlicher Beteiligung in
Norwegen seit den 1970er Jahren abnimmt
(Christensen et al. 2008). In Dänemark ist
das nicht der Fall, weil hier Voluntarismus
in den industriellen Beziehungen mit Neo-
Korporatismus in der Sozialpolitik verbun-
den wird (Mailand 2005) und der Meso-
korporatismus nicht geschwächt wurde.

Dänemark stellt mit dem schwächeren 
Makrokorporatismus und dem stärkeren
Mesokorporatismus also genau den Ge-
gensatz zu Norwegen dar.

Es könnte noch einen weiteren Unter-
schied zwischen den Ländern geben, der
auch mit der stärkeren Beteiligung des
Staates im System der industriellen Bezie-
hungen in Norwegen zusammenhängt. In
Dänemark weist der Korporatismus viele
informelle Bestandteile auf, wo die bilate-
rale und tripartistische Koordinierung in
Bezug auf das System der industriellen Be-
ziehungen nicht in formellen korporatisti-
schen Gremien stattfindet, sondern außer-
halb von ihnen. Die stärkere Beteiligung
des Staates im System der industriellen Be-
ziehungen und die formelleren Institutio-
nen in Norwegen könnten dagegen auf ein
anderes Gleichgewicht zwischen formell
und informell im norwegischen Korpora-
tismus hindeuten – allerdings lässt sich aus
der obigen Analyse nicht eindeutig feststel-
len, ob dies wirklich der Fall ist oder nicht.

5.2 ZUKUNFTSPERSPEKTIVEN

Zum Abschluss stellt sich die Frage, ob der
Korporatismus in den beiden Ländern eine
Zukunft hat. Im Gegensatz zur Situation
im Rahmen von sozialen ad-hoc-Pakten in
Ländern ohne starke Sozialpartner er-
scheint es schwierig, sich den skandinavi-
schen Korporatismus ohne starke Verbän-
de vorzustellen. Die Mitgliederzahlen sin-
ken in beiden Ländern nur langsam, und
die Sozialpartner haben in den meisten Po-
litikbereichen immer noch einen privile-

gierten Zugang zur Regierung, selbst in Be-
reichen, wo ihr Einfluss im Vergleich zu
früher abgenommen hat. Die Regulierung
von Löhnen und Arbeitsbedingungen ist
auch nicht minder Gegenstand von Ver-
handlungen mit den Sozialpartnern als in
den letzten Jahrzehnten. Herausforderun-
gen wie Unternehmens- oder Produktions-
verlagerungen, demografische Verände-
rungen, Regierungswechsel, verschiedene
Formen zunehmender Vermarktlichung,
wirtschaftliche Auf- und Abschwünge und
– insbesondere in Dänemark – Bestrebun-
gen der Unternehmen, das System der in-
dustriellen Beziehungen zu dezentralisie-
ren, haben zwar das etablierte Regulie-
rungsmodell verändert, aber nicht demon-
tiert. Außerdem wurden korporatistische
Arrangements nun auch auf neue Gebiete,
wie z. B. die Arbeitskräftemigration, aus-
geweitet.

Trotz des teilweisen Abbaus korporatis-
tischer Strukturen ist der Korporatismus
also immer noch von Bedeutung für die
Regulierung von Arbeit und sozialer Siche-
rung in Skandinavien. Es ist davon auszu-
gehen, dass der skandinavische Korpora-
tismus auch weiterhin bestehen bleibt,
wenn auch nicht unbedingt gleich für ein
weiteres Jahrhundert, so wenigstens im
kommenden Jahrzehnt. Wenn sich aller-
dings der gegenwärtige langsame Trend ei-
nes rückläufigen gewerkschaftlichen Orga-
nisationsgrades in Dänemark und Norwe-
gen verstärken sollte, dann könnte die Zu-
kunft des skandinavischen Korporatismus
auch nochmals ganz anders, also weit we-
niger perspektivenreich, aussehen.
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